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Shehbaz Sharif foto afp

seit der gründung pakistans im jahr 
1947 hat noch kein ministerpräsident 
seine fünfjährige amtszeit regulär 
beendet. in der nacht zum sonntag 
aber war der frühere kricketstar 
imran khan  der erste  regierungschef, 
den das parlament  mit einem miss-
trauensvotum gestürzt hat. gegen 
eine lange amtszeit seines nachfol-
gers, des bisherigen oppositionsfüh-
rers shehbaz sharif, sprechen drei 
gründe:  imran khan, der sich mit sei-
ner absetzung nicht abfinden will,  
treibt seine anhänger zu protesten auf 
die straße und befeuert sie. das par-
teienbündnis, das sharif ins amt 
gewählt hat, ist fragil,  und  die wirt-
schaftlichen probleme der 220 millio-
nen pakistaner werden mit den massiv 
steigenden preisen  für benzin, gas 
und lebensmittel  noch größer.

dennoch verbinden sich  mit dem 
neuen regierungschef auch hoffnun-
gen. ihm geht wohl  das  charisma des 
volkstribunen khan ab. dafür spricht 
für ihn, dass er sich als  ministerpräsi-
dent der provinz  punjab  als ein effizi-
enter macher erwiesen hat. verbessert 
hat er in seiner zwölfjährigen amtszeit 
insbesondere die infrastruktur der 
bevölkerungsreichsten provinz. sharif 
verfiel dabei  nicht,  in pakistan eine 
ausnahme,    populistischer politik und 
polarisierender rhetorik. 

der 1951 geborene shehbaz stand 
lange im schatten  seines zwei jahre 
älteren bruders nawaz sharif, der von 
1990 bis 2017 dreimal ministerpräsi-
dent des landes war. von ihm über-
nahm shehbaz 2018 den vorsitz der 
pakistanischen muslim-liga pml-n, 
nachdem dieser wegen korruption zu 
zehn jahren haft verurteilt und mit 
einem lebenslangen politikverbot 
belegt worden war. der auslöser 
waren die 2017 veröffentlichten pan-
dora-papiere, die sein offshore-ver-
mögen bekannt gemacht haben.

wegen korruptionsanschuldigun-
gen hatten sich der vater, der eines 
der größten unternehmen pakistans 
gegründet hatte, und seine zwei söh-
ne bereits in den jahren von 2000 bis 
2007 im exil in saudi-arabien aufge-
halten. auch shehbaz wurde wieder-
holt wegen korruption angeklagt 
und verhaftet, kam dann aber frei, 
nachdem sich die vorwürfe nicht 
erhärtet hatten.  anders als sein bru-
der nawaz  und als  imran khan 
bemüht sich der neue ministerpräsi-
dent um ein gutes verhältnis zum 
militär der atommacht pakistan. das 
wird wohl auf die probe gestellt wer-
den, wenn er seine angekündigte 
politik gegenüber dem erzfeind 
indien wahr macht.  denn er hat 
indiens ministerpräsidenten naren-
dra modi aufgefordert, den konflikt 
um kaschmir im rahmen der un-
beschlüsse beizulegen, um dann die 
bilateralen beziehungen zu verbes-
sern. ferner will er daran arbeiten, 
dass china den ausbau des chine-
sisch-pakistanischen  wirtschaftskor-
ridors (cpec) wiederaufnimmt und 
entlang diesem viele  milliarden dol-
lar investiert. rainer hermann

Mehr Manager 
als Populist

I m bundestagswahlkampf haben sich 
grüne und spd geweigert, ein 
bündnis mit der linkspartei auszu-
schließen. politiker beider parteien 

sprachen damals zwar offen darüber, dass 
es in den feldern der außen- und verteidi-
gungspolitik schwierig werden dürfte, auf 
einen nenner zu kommen. in diesen tagen 
sind grüne und sozialdemokraten erleich-
tert, dass diese option nicht auf dem tisch 
lag. das sehen auch politiker der linken 
so. „wenn wir jetzt in der regierung wären 
–  das wäre eine absolute katastrophe“, 
sagte der außenpolitiker gregor gysi 
anfang märz der zeitung „die welt“. sah-
ra wagenknecht konnte da nicht zustim-
men. sie hielt es auch drei wochen nach 
kriegsbeginn für „wünschenswert, wenn 
es in der deutschen regierung mehr kräfte 
gäbe, die jetzt nicht auf hochrüstung, son-
dern auf verhandlungen und deeskalation 
setzen würden“. 

die linkspartei war schon vor dem 
überfall russlands auf die ukraine in 
einem desolaten zustand. den internen 
streit haben auch die beiden neuen par-
teivorsitzenden janine wissler und 
susanne hennig-wellsow nicht in den 
griff bekommen, bei landtagswahlen in 
ostdeutschland verzeichnete die partei 
herbe verluste, in den bundestag zogen 
sie im september nur noch dank dreier 
direktmandate ein. der kriegsbeginn 
wirkte wie ein katalysator. die kluft zwi-
schen den pragmatikern und den ideolo-
gen in der partei riss noch weiter auf, 
öffentliche beschimpfungen wurden aus-
getauscht. die erste Quittung kam bei 
den wahlen im saarland: die partei ver-
lor mehr als zehn prozentpunkte und flog 
aus dem landtag. 

dabei hatte sich die parteispitze direkt 
nach dem einmarsch der russischen trup-
pen bemüht, gegenüber russland einen 
neuen ton anzuschlagen. am vormittag 
des 24. februar verurteilten die beiden 
parteichefinnen zusammen mit den frak-
tionsvorsitzenden amira mohamed ali 
und dietmar bartsch die bombenangriffe 
und den einmarsch russischer truppen in 
die ukraine „auf das schärfste“. „dieser 
völkerrechtswidrige angriffskrieg ist 

innerer bürgerkrieg der kräfte in den 
neuen ost-staaten und faschistischen 
elementen im westen der ukraine dar-
stellt, steht im raum.“ hans modrow,  
vorsitzender des gremiums und früherer 
ddr-ministerpräsident, hatte den satz 
aufgeschrieben – unabgestimmt, wie es 
hieß. er wurde später verändert, die  par-
teivorsitzenden kündigten an, den Ältes-
tenrat der partei neu aufzustellen. 

solche beispiele zeigen, dass  die linke 
auch nach massenhaften kriegsverbre-
chen in der ukraine unfähig ist, mit ihrer 
russland-freundlichen tradition zu bre-
chen. mit der sowjetunion verbinden vie-
le linke nach wie vor in einer linie die 
befreiung vom nationalsozialismus. vor 
allem in westdeutschland ist die zuwen-
dung zu russland auch eine folge des 
antiamerikanismus, der seit dem viet-
namkrieg grassierte. diese feind-und- 
freund-bilder lebten im spektrum der 
heutigen linkspartei auch nach wieder-
vereinigung und später dem zusammen-
schluss von wasg und pds fort. im pro-
gramm für die bundestagswahl 2021 for-
derte die linke  die auflösung der nato, 
die durch „ein kollektives sicherheitssys-
tem unter beteiligung russlands“ ersetzt 
werden soll. angestrebt wird eine „poli-
tik der entspannung gegenüber russland 
statt weiterer eskalation und truppen-
aufmärsche oder manöver an dessen 
westgrenze“. die linke wirft der nato 
vor, in ihren strategiepapieren russland 
und china als feindbilder zu beschrei-
ben. „wir stellen uns gegen alle formen 
des imperialismus.“ 

noch zwei wochen vor kriegsbeginn 
hatten etliche linke, unter ihnen gysi, 
den aufruf mit der überschrift „frie-
denspolitik statt kriegshysterie“ unter-
zeichnet. darin heißt es, die „einseitige 
schuldzuweisung an russland“ vonseiten 
westlicher regierungen und medien neh-
me zunehmend „den charakter von 
kriegspropaganda“ an. trotz der militär-
manöver in der nähe zur ukraine habe 
russland kein interesse an einem krieg. 
diese position hatte wagenknecht auch 
noch wenige tage vor kriegsausbruch in 
einer talkshow verkündet. 

durch nichts zu rechtfertigen.“ in der bun-
destagsdebatte am 27. februar, in der 
kanzler scholz die „zeitenwende“ ver-
kündete, bekannte mohamed ali, putin 
falsch eingeschätzt zu haben, und signali-
sierte bereitschaft für sanktionen. 

es war absehbar, dass  die linke sich in 
dieser frage nicht einig sein würde, auch 
wenn es an den ersten tagen nach kriegs-
beginn relativ ruhig blieb. doch schon 
wenige tage später veröffentlichte eine 
gruppe von linken-abgeordneten um 
wagenknecht eine erklärung, die nicht 
nur die geplanten waffenlieferungen an 
die ukraine und sanktionen gegen russ-
land kritisiert, sondern auch der amerika-

nischen politik, insbesondere der ent-
scheidung einer nato-ost-erweiterung, 
eine „maßgebliche mitverantwortung“ 
für die eskalation zuschreibt. gysi warf 
diesen abgeordneten „völlige emotions-
losigkeit hinsichtlich des an griffskrieges, 
der toten, der verletzten und dem leid“ 
vor. sie seien nur daran interessiert, ihre 
„alte ideologie in jeder hinsicht zu ret-
ten“. wagenknecht wiederum zeigte sich 
„entsetzt“ über diesen brief. 

kurz darauf gab der Ältestenrat der 
linkspartei eine mitteilung heraus, in der 
zu lesen war: „die frage, wie weit der 
krieg in der ukraine nun ein einmarsch 
russischer truppen ist oder sich als ein 

die linke verurteilt den angriffskrieg,   
aber bleibt russland verbunden.
Von helene Bubrowski, Berlin

In alter Freundschaft

panzer am  ersten tag des krieges: Bereits  kurz nach der Verurteilung des 
russischen Überfalls auf die Ukraine durch die Parteispitze der Linken melde-
ten sich die russlandfreunde in der Partei zu Wort. foto laif

Norderweiterung
Von Peter Sturm

W enn die russische führung, 
wenn wladimir putin für 
rationale argumente noch 

zugänglich wäre, müsste es moskau 
sehr zu denken geben, dass sowohl 
finnland als auch schweden offen-
bar kurz davor stehen, die  aufnahme 
in die nato zu beantragen. zwei 
gefestigte demokratien, beide völlig 
unverdächtig irgendwelcher milita-
ristischer abenteuerlust, beide seit 
langen jahren bündnispolitisch 
ungebunden, suchen jetzt zuflucht 
unter dem sicherheitsschirm des 
verteidigungsbündnisses. es ist aber 
nicht zu erwarten, dass in moskau 
auch nur ein gedanke darauf ver-
wendet wird, dass diese fundamenta-
le sicherheitspolitische wende durch 
das russische verhalten quasi 
erzwungen worden ist.

somit bekommt wladimir putin 
auch im nordwesten seines landes 
als ergebnis seines überfalls auf die 
ukraine genau das, was er doch 
unbedingt vermeiden wollte: mehr 
nato statt weniger. natürlich wird 
moskau propagandistisch seine ver-
schwörungserzählung von der 
aggressiven nato weiterspinnen, 
die dem armen russland immer 
näher auf die pelle rücke. finnland 
und schweden glauben aber ganz 
offensichtlich, es sich nicht mehr 
leisten zu können, darauf rücksicht 
zu nehmen. während des kalten 
krieges galt das wort „finnlandisie-
rung“ bei vielen im westen als 
schimpfwort. die finnen sahen das 
immer anders. es spricht bände, dass 
helsinki das früher bewährte kon-
zept aufgibt.

Biden geht zu weit
Von Andreas Ross

J oe biden muss nicht fürchten, in 
kiew zur unerwünschten person 
erklärt zu werden. als „wahr-

haftige worte eines wahrhaftigen 
staatsmanns“ hat der ukrainische 
präsident  selenskyj die aussage des 
amerikanischen präsidenten gewür-
digt, der am dienstag  erstmals von 
einem „völkermord“ an den ukrai-
nern sprach. im kampf gegen das 
böse, twitterte selenskyj, „ist es ent-
scheidend, die dinge beim namen zu 
nennen“. das stimmt, doch abermals 
steht in zweifel, ob biden seine wor-
te gewägt hat. wenig später sagte er, 
man solle es „den juristen“ überlas-
sen, „international“ zu klären, ob 
russland  einen genozid begehe. 

das ist die falsche reihenfolge. 
der amerikanische präsident sollte 
mit seinen juristen zurate gehen, ehe  
er zur absoluten rhetorischen zuspit-
zung greift – lange bevor putin aufge-
hört hat, so muss man befürchten, 
den krieg in der ukraine weiter 
eskalieren zu lassen. das grauen 
dieses völkerrechtswidrigen über-
falls und zermürbungskriegs macht 
sprachlos. doch „genozid“ ist nicht 
einfach die steigerungsform von 
„grausam“. man relativiert die russi-
schen kriegsverbrechen  nicht, wenn 
man zögert, sie einen völkermord zu 
nennen. eher relativiert biden das 
menschheitsverbrechen genozid, 
indem er das wort leichtfertig ver-
wendet – zumal, wenn er danach 
genauso ratlos ist wie zuvor, was er 
und die freie welt tun können, um 
putin zu stoppen.

V or einem halben jahr begingen 
wir im babyn Yar holocaust 
memorial center in kiew den 

80. jahrestag der massenerschießung 
ukrainischer juden durch deutsche sol-
daten in babyn Yar. ich hatte die ehre, 
nach drei präsidenten zu sprechen, unter 
ihnen   bundespräsident  frank-walter 
steinmeier. ich respektiere ihn in höchs-
tem maße wegen seines  einsatzes für 
europäische werte. steinmeier erklärte, 
was deutschland aus seiner nazivergan-
genheit gelernt habe: „wir deutsche 
wissen um unsere verantwortung vor 
der geschichte. es ist eine verantwor-
tung, die keinen schlussstrich kennt.“

er erwähnte „das gemeinsame fun-
dament, zu dem wir uns bekennen: das 
völkerrecht und die menschenwürde, 
die freiheit der völker in politischer 
selbstbestimmung und territorialer 
integrität, ein friedliches und sicheres 
europa. wir müssen es schützen – auch 
das gehört zur verantwortung vor unse-
rer geschichte.“ auf „die bösen geister 
der vergangenheit in neuem gewand“ 
könne es „für uns deutsche nur eine 
antwort geben: nie wieder! der kampf 
muss weitergehen.“ leider sehe ich 
nicht, dass deutschland heute das land 
des „nie wieder“ ist. heute hat russ-
land ein friedliches land angegriffen, es 
bombardiert und tötet tausende friedli-
che zivilisten, lässt die einwohner von 
städten, die es belagert, verhungern 
und an krankheiten sterben. russische 
truppen unternehmen massenhinrich-

tungen, die sogar visuell an die erschie-
ßungen in babyn Yar erinnern. seit 
über einem monat sehen die deutschen 
das in echtzeit in den nachrichten.

ja, deutschland setzt sanktionen um, 
gibt humanitäre hilfe und auch waffen, 
was noch vor kurzem unvorstellbar war. 
aber heute, ein halbes jahr nach bun-
despräsident steinmeiers kraftvollem 
und überzeugtem satz „für uns deut-
sche kann es nur eine antwort geben: 
nie wieder!“, ist es gerade deutsch-
land, das die konsequente umsetzung 
von sanktionen zur ausschließung rus-
sischer banken vom swift-system blo-
ckiert. es ist deutschland, das kein 
sofortiges öl-, kohle- und gasembargo 
gegen russland möchte, weil die deut-
sche wirtschaft darunter leiden würde 
(und deutschland bremst entsprechen-
de entscheidungen der eu). deutsch-
land tut sich auch schwer mit der liefe-
rung der schweren waffen, die die 
ukraine heute braucht.

ich verstehe, dass deutschland, 
wenn es  morgen das richtige tun will, 
wirtschaftlich am leben bleiben muss. 
ich bin realist. aber „nie wieder!“ 
bedeutet nicht nur starke worte gegen 
hakenkreuze. „nie wieder!“ bedeutet, 
gegen massenmord, genozid, kriegs-
verbrechen zu kämpfen mit allem, was 
man hat. ich meine: heute muss 
deutschland alles tun, was es kann. 
auch – risiken eingehen. es gibt heute 
keinen einfachen weg, um das böse 
und die gräuel in der ukraine risikolos 

und ohne opfer zu stoppen. dazu 
haben sie das böse zu stark werden las-
sen. sie haben dabei eine menge geld 
verdient, und ich glaube, dass das im 
besten glauben geschah.

aber wegen der nationalsozialisti-
schen vergangenheit und wegen ihrer 
profite in der jüngsten vergangenheit 
scheint es mir heute richtig, würden  sie 
heute in aller klarheit sagen: unser 
guter glaube war ein schlimmer fehler. 
heute kostet er menschenleben. darum 
haben wir eine besondere verantwor-
tung, risiken einzugehen und opfer zu 
bringen. oder ist die lage noch nicht 
schlimm genug? müssen noch chemie-
waffenangriffe kommen auf ein land, 
das 700 kilometer von deutschland ent-
fernt ist? weitere tausende und zehn-
tausende opfer von bomben, hunger 
und durst in belagerten städten? 
angriffe mit nuklearwaffen?

für die zeit, bis sie sich überlegt 
haben werden, was nötig wäre, um 
wirklich entsprechend der dringlich-
keit vorzugehen, möchte ich eine neue 
standardformulierung für reden deut-
scher politiker vorschlagen. sagen sie 
nicht mehr: „für uns deutsche kann es 
nur eine antwort geben: nie wieder!“ 
sagen sie stattdessen: „hoffentlich 
nicht zu bald wieder. aber wenn etwas 
passiert, dann können sie sich darauf 
verlassen: wir werden darüber disku-
tieren, auf welche weise wir helfen 
können, wenn das denn möglich ist, 
ohne dass wir selbst zu viel verlieren.“ 

die deutschen haben es in einzigarti-
ger weise geschafft, die wahrheit über 
die furchtbaren verbrechen ihrer ver-
gangenheit anzuerkennen. was ich 
nicht sehe, ist, dass die deutschen sich 
die wahrheit über ihre wirklichkeit 
von heute vor augen führen.

ich bin mir klar darüber, dass ich 
sehr emotional spreche. ich bin ukrai-
nischer jude und habe an ein neues 
deutschland geglaubt. ich weiß, es gibt 
kein ideales vorgehen. aber erlauben 
sie mir bitte, trotzdem die wahrheit 
über deutschland zu beschreiben, wie 
ich sie sehe: damals waren die deut-
schen täter. die deutschen haben den 
holocaust begangen. heute – sind sie 
mitverantwortlich für das, was heute 
geschieht. sie lassen kriegsverbrechen 
geschehen. 80 jahre nach dem genozid 
der nazis in der ukraine tun sie nicht 
alles, um den russischen genozid zu 
stoppen. das ist kein „nie wieder!“ 
und es ist nicht genug. ich kann sie 
nur sehr bitten,  mit der notwendigen 
dringlichkeit zu handeln und  alles zu 
tun, die russische kriegsmaschinerie zu 
stoppen. und damit zu zeigen: es ist 
nicht so, dass deutsche andere dinge 
wichtiger finden, als freiheit und 
leben zu verteidigen gegen unterdrü-
ckung und tod. „nie wieder!“ ist wirk-
lichkeit in deutschland.

Der Autor, geboren 1960 in Kiew, ist einer 
der größten Unternehmer und Mäzene in 
der Ukraine.

fremde federn: viktor pintschuk
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